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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Lammert 

(CDU/CSU) 


Welches weitere Verfahren plant die Bundesregie- 
rung für den zwischen der Bundesregierung und 
dem Berliner Senat laut Pressemitteüung Nr. 259 
des Presse- und Informationsamts der Bundesregie- 
rung vom 25. Mai 2004 vereinbarten „Neubeginn“ 
nach der Übernahme des Dokumentationszentrums 
der Berliner Gedenkstätte „Topographie des Ter- 
rors“ durch den Bund? 


2. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Lammert 

(CDU/CSU) 


Ist nach Auffassung der Bundesregierung eine neue 
Ausschreibung für den Bau dieses Dokumentations- 
zentrums rechtlich notwendig und/oder politisch ge- 
wollt, oder kann auch auf vorhandene Entwürfe der 
seinerzeitigen Ausschreibung zurückgegriffen wer- 
den, von denen einige in der engeren Auswahl gewe- 
sen waren? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


3. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
dass die Bundeswehr ein Luftwaffengeschwader hat, 
das den Namen Werner Mölder trägt, der bekannt- 
lich im Spanienkrieg (1936 bis 1939) an der Bom- 
bardierung der Ortschaft Corbera d’Ebre beteiligt 
war, und welche politische Botschaft will die Bun- 
deswehr damit jungen Piloten der Bundeswehr ver- 
mitteln? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit und 
Soziale Sicherung 


4. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, wonach 
Betriebe des Lebensmittelhandwerks von der Unter- 
suchungspflicht nach der Trinkwasserverordnung 
(TrinkwV) befreit sind, wenn die Wasserzufuhr aus- 
schließlich aus einer Wasserversorgungsanlage im 
Sinne von § 3 Nr. 2a TrinkwV erfolgt und die Unter- 
suchung dieser Wasserversorgungsanlage keine mik- 
robiologischen oder sonstigen Qualitätsmängel des 
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Wassers aufweist, und ist sie bereit, sich im Bund- 
Länder-Ausschuss im Sinne einer bundeseinheitli- 
chen Regelung für eine Befreiung der Betriebe des 
Lebensmittelhandwerks von der Untersuchungs- 
pflicht einzusetzen, wenn diese genannten Voraus- 
setzungen gegeben sind? 


5. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Welches politische Ziel verfolgt die Bundesregie- 
rung mit der Einschränkung der kostenfreien Beför- 
derung von behinderten Menschen, und welche Ein- 
sparungen sollen damit jährlich erzielt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung und 
Forschung 


6. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der konkrete deutsche Einanzierungs- 
anteil am laut Zeitungsberichten (DIE WEET vom 
25. Mai 2004) mindestens rund 4,6 Mrd. Euro 
teuren internationalen Eorschungsfusionsreaktor 
„ITER“, und was sind die einzelnen Gründe dafür, 
dass der deutsche Standort Garching nicht in der 
Debatte um die Standortfrage steht, insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass in Garching bereits ein 
„ITER“-Zentrum besteht? 


7. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Wie viele Arbeitsplätze werden nach Einschätzung 
der Bundesregierung während der Bauphase und 
später während der Betriebsphase des neu zu er- 
richtenden Eorschungsfusionsreaktors „ITER“ am 
möglichen Standort Cadarache (Erankreich) ent- 
stehen, und wie viele Arbeitsplätze werden in der 
Eolge dadurch am „ITER“-Zentrum in Garching 
nach Erankreich verloren gehen? 


8. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung etwaige förder- 
rechtliche Konsequenzen für die Co-Einanzierung 
des Eandesanteüs der Bund-Eänder-Initiative zur 
Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze in den 
neuen Bundesländern aus Mitteln der Europäischen 
Union durch das Inkrafttreten des Berufsausbil- 
dungssicherungsgesetzes, und welche Eänderpro- 
gramme könnten darüber hinaus betroffen sein? 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


9. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(FDP) 


Treffen Medienberichte zu, dass Bundeskanzler 
Gerhard Schröder dem bayerischen Ministerpräsi- 
denten Edmund Stoiber die Nachfolge von EU- 
Kommissionspräsident Romano Prodi angeboten 
hat (ddp vom 8. Juni 2004)? 


10. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(FDP) 


Ist das Angebot an den bayerischen Ministerpräsi- 
denten Edmund Stoiber für die Nachfolge des EU- 
Kommissionspräsidenten innerhalb der Bundesre- 
gierung abgestimmt gewesen, und hatte insbesonde- 
re der Bundesminister des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, von dem Angebot Kenntnis? 


1 1 . Abgeordnete 

Petra 

Pan 

(fraktionslos) 


Welche Anstrengungen und Initiativen hat die Bun- 
desregierung in welchen vorbereitenden Gesprächs- 
runden unternommen, um in die neue Irak-Reso- 
lution des UN-Sicherheitsrats eindeutige und ver- 
bindliche Menschenrechtsverpflichtungen für die 
unter US-Kommando stehende multinationale Trup- 
pe aufzunehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


12. Abgeordneter 

Dr. Hermann Otto 
Solms 

(FDP) 


Hält es die Bundesregierung für angemessen, ange- 
sichts der gestiegenen Lebenserwartung und der 
Diskussion um die Erhöhung des Renteneintrittsal- 
ters für Arbeitnehmer, die allgemeine Altersgrenze 
für Bundesbeamte gemäß § 41 Abs. 1 des Bundes- 
beamtengesetzes von bislang 65 Jahren aufzuheben? 


13. Abgeordneter 

Dr. Hermann Otto 
Solms 

(FDP) 


Welche Gründe sprechen für eine weitere Flexibili- 
sierung des Verfahrens zum Hinausschieben des 
Eintritts in den Ruhestand, und wie sollte eine sol- 
che flexibilisierte Regelung aussehen? 
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14. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 

Dr. Oie 
Schröder 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 

Dr. Oie 
Schröder 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Will die Bundesregierung für Beamte und Angestell- 
te des öffentlichen Dienstes des Bundes die 42-Stun- 
den-Woche einführen, wie dies bereits einige Bun- 
desländer getan haben bzw. planen, und wenn ja, 
mit welchen Einsparungen rechnet sie auf Bundes- 
ebene? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass für 
wettbewerbsfähige Personalstrukturen im öffentli- 
chen Dienst ein nach Leistung und Verantwortung 
differenzierendes Bezahlungssystem unverzichtbar 
ist, und wenn ja, folgt für die Bundesregierung da- 
raus, künftig auf Beschlüsse, die nivellierende Wir- 
kung auf die Bezahlung haben, zu verzichten? 


Wie würde sich das Spannungsverhältnis zwischen 
niedrigeren und höheren Tarif- bzw. Besoldungs- 
gruppen im öffentlichen Dienst verändern, wenn 
Studienzeiten sich künftig nicht mehr positiv auf Al- 
tersruhegelder auswirken würden, und soll es für Be- 
amte bei Übertragung der entsprechenden renten- 
rechtlichen Beschlüsse eine Regelung geben, die die 
Möglichkeiten nach § 207 des Sechsten Buches So- 
zialgesetzbuch nachzeichnet? 


Welche tatsächlichen und rechtlichen Veränderun- 
gen ergeben sich durch das von der Bundesregie- 
rung geplante neue Küstenwachzentrum? 


Inwieweit ist das von den Küstenländern geplante 
gemeinsame Führungs- und Lagezentrum der Was- 
serschutzpolizeien mit dem von der Bundesregie- 
rung geplanten neuen Küstenwachzentrum verein- 
bar? 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus dem am 8. Juni 2004 vorgelegten Bericht der 
Europäischen Kommission gegen Rassismus und In- 
toleranz, in dem festgestellt wird, dass die rassistisch 
und antisemitisch motivierte Gewalt in der Bundes- 
republik Deutschland zugenommen hat, und den 
das Deutsche Institut für Menschenrechte zum An- 
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lass nahm, die Bundesregierung aufzufordern, schär- 
fer gegen den Rechtsextremismus vorzugehen und 
an die Vorlage eines Antidiskriminierungsgesetzes 
zu erinnern (vgl. taz, 9. Juni 2004)? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


20. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Jahr 

(CDU/CSU) 


Ist es vorgesehen, dass LKW, die als landwirtschaft- 
liche Fahrzeuge angemeldet wurden (grünes Num- 
mernschild), in den Genuss der Agrardieselvergü- 
tung kommen, wenn alle übrigen Voraussetzungen 
erfüllt sind? 


21. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 

(CDU/CSU) 


Bis wann rechnet die Bundesregierung mit der Noti- 
fizierung des Gesetzes zur befristeten Grundsteuer- 
befreiung bei der Fusion von Wohnungsunterneh- 
men in den neuen Ländern durch die Europäische 
Kommission? 


22. Abgeordneter 
Peter 
Rzepka 
(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen ergeben sich nach Erkennt- 
nis der Bundesregierung aus der von der Vodafone 
Deutschland GmbH im Jahr 2001 geltend gemach- 
ten steuerlichen Teilwertabschreibung auf die Betei- 
ligung an der Mannesmann AG für die Steuerein- 
nahmen des Bundes? 


23. Abgeordneter 
Peter 
Rzepka 
(CDU/CSU) 


Welche Grundsätze gelten nach der Praxis der Fi- 
nanzverwaltung und der Rechtsprechung der Fi- 
nanzgerichte für die Anerkennung von steuerlichen 
Teüwertabschreibungen auf wesentliche Beteiligun- 
gen, wenn die Abschreibungen in dem auf den Er- 
werb der Beteiligung folgenden Wirtschaftsjahr gel- 
tend gemacht werden? 


24. Abgeordneter 

Jörg-Otto 

Spüler 

(SPD) 


Welches Ziel verfolgte das Global Forum der Orga- 
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD), das am 3. und 4. Juni 2004 in 
Berlin stattfand, und wie beurteilt die Bundesregie- 
rung den Erfolg dieser Konferenz? 
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25. Abgeordneter 

Jörg-Otto 

Spüler 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, welches Ziel eine 
von der Presse als Gegenkonferenz bezeichnete Ver- 
anstaltung des „Center for Freedom and Prosper- 
ity“ verfolgte, die am Vorabend des Global Forums 
stattfand? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


26. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(FDP) 


Wie bewertet die Bundesregierung, dass die Dienst- 
anweisung zur Anwerbestoppausnahmeverordnung 
in Bezug auf den geforderten Sprachlevel für Au- 
pairs insofern geändert wurde, dass das Sprachzerti- 
fikat A2 des Goethe-Instituts Voraussetzung für die 
Erteilung der Arbeitserlaubnis sein soll und damit 
viele junge Menschen mit Basiskenntnissen (Al) 
nicht mehr berücksichtigt werden dürfen, und wie 
stellt sie die Einschätzung der Sprachkenntnisse si- 
cher in Ländern, in denen es kein Goethe-Institut 
gibt? 


27. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(FDP) 


Trägt die Bundesregierung das gesellschafts- und ju- 
gendpolitische Anliegen der Au-pair-Aufenthalte 
zum Zwecke der internationalen Verständigung mit, 
und wenn ja, wird sie sich dafür einsetzen, diese 
Dienstanweisung auf den Al -Level zu ändern, damit 
wie bisher möglichst vielen Kandidatinnen und Kan- 
didaten Au-pair-Aufenthalte ermöglicht werden kön- 
nen? 


28. Abgeordneter 

Gerald 

Weiß 

(Groß-Gerau) 

(CDU/CSU) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung gegen die 
Aushöhlung der Beschränkung der Arbeitnehmer- 
freizügigkeit im Rahmen der EU-Osterweiterung 
durch die - wenn auch für Teilbereiche (Baugewer- 
be, Innendekoration, Teile des Reinigungsgewerbes) 
eingeschränkte - Dienstleistungsfreiheit zu unter- 
nehmen, damit nicht, wie zum Beispiel der „NDR“ 
am 14. Mai 2004 berichtete, Schlachter aus dem 
Kreis Cloppenburg mit ihren 12 Euro Stunden- 
lohn entlassen und dafür slowenische Schlachter mit 
6 Euro Stundenlohn eingestellt werden? 
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29. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen auf Firmenfusionen hat es in 
Deutschland, dass für deutsche Firmen deutsches 
Fusionsrecht zur Anwendung kommt und für Fir- 
men mit Sitz in anderen Nationalstaaten europä- 
isches Fusionsrecht maßgebend ist? 


30. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welche Verfahrensdauer haben kartellrechtliche 
Verfahren auf diesem Gebiet, und wie wird dies un- 
ter internationalen Wettbewerbsgesichtspunkten be- 
urteilt? 


31. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung einge- 
leitet, um die wirtschaftliche Situation der Tankstel- 
lenpächter in den Grenzregionen zu verbessern, die 
mit hohen Umsatzeinbußen in Folge des zunehmen- 
den Tanktourismus nach Polen und Tschechien 
kämpfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


32. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass das Elektro- 
nik-Versandhaus „Conrad Electronic“ gegenüber 
der Autobahndirektion Nordbayern die Bitte ge- 
äußert hat, nach Zahlung von einer Mio. Euro durch 
das Unternehmen, das Autobahndreieck „Oberpfäl- 
zer Wald“ (Bundesautobahn A 6/A 93) in „Kreuz 
Conrad Electronic“ umzubenennen (siehe Süddeut- 
sche Zeitung vom 27. Mai 2004), und wenn ja, wie 
bewertet die Bundesregierung diesen Vorschlag? 


33. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten und soweit keine öffentlichen Interes- 
sen entgegenstehen, die Umbenennung des Kreuzes 
entsprechend der Bitte des Unternehmens zu unter- 
stützen, um damit eine Form zu linden, die es den 
anliegenden Kommunen und Unternehmen ermög- 
licht, Autobahnknotenpunkte zu vermarkten? 
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34. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


38. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Werden die im Rahmen der im Bundesverkehrswe- 
geplan vorgesehenen ICE-Neubaustrecke Rhein/ 
Main-Rhein/Neckar von der Deutschen Bahn AG 
(DB AG) bisher erfolgten Planungen eines ICE- 
Bypasses trotz der Entscheidung des Ausschusses 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, dass diese 
ICE-Neubaustrecke ausschließlich über den Haupt- 
bahnhof Mannheim geführt werden soll, zurzeit fort- 
gesetzt? 


In welcher Höhe sind bisher Kosten für Probeboh- 
rungen zur Untersuchung der geplanten ICE-Neu- 
baustrecke Rhein/Main-Rhein/Neckar angefallen, 
und wie hoch ist daran der Anteil für die von der 
DB AG befürwortete Bypassstrecke? 


Welche Ergebnisse brachte die von der Bundesregie- 
rung in Auftrag gegebene Studie zur Wirkungsweise 
der Investitionszulage für die Modernisierung von 
Mietwohnungen in den neuen Eändern, und wann 
möchte die Bundesregierung diese Ergebnisse voll- 
ständig veröffentlichen? 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Staats- 
ministers beim Bundeskanzler, Rolf Schwanitz, (ge- 
äußert am 3. Juni 2004 auf einer Bürgerveranstal- 
tung im Ratssaal Marienberg/Erzgebirge), dass die 
Möglichkeit einer Umschichtung von Einanzmitteln 
aus dem sich auf tschechischer Seite verzögernden 
Bau der Bundesautobahn A17 (Dresden-Prag) zu 
Gunsten der Einanzierung des Baubeginns der Orts- 
umgehung Marienberg (Bundesstraße B 174) gege- 
ben ist, und wenn ja, welche Summe könnte für die- 
sen Zweck zur Verfügung gestellt werden? 


Wie ist in diesem Zusammenhang zu erklären, dass 
der Bundesminister für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen, Dr. Manfred Stolpe, noch im Eebruar 
2004 (Schreiben vom 14. Eebruar 2004) die Bitte 
des sächsischen Ministerpräsidenten, Prof Georg 
Milbradt, nach einer Teilfinanzierung der Ortsum- 
gehung Marienberg entsprechend dem oben ge- 
nannten Modell ablehnte? 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 11 - 


Drucksache 15/3283 


39. Abgeordnete 

Kristina 

Köhler 

(Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 


Welche Entscheidungsbefugnisse und Einflussmög- 
lichkeiten hat das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen bzw. das dem Ministe- 
rium unterstellte Euftfahrtbundesamt bei der Eestle- 
gung von Abflugrouten an deutschen Elughäfen und 
bei der Ermittlung von Routenführungen, die mög- 
lichst wenig Bürger in Wohngebieten betreffen? 


40. Abgeordnete 

Kristina 

Köhler 

(Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 


Nach welchen Kriterien erfolgt die Eestlegung von 
Abflugrouten, und welche Rolle spielt dabei neben 
Sicherheitsaspekten und technischen Aspekten ins- 
besondere das Kriterium einer „Demokratisierung 
des Eluglärms“, wonach eine Konzentration der 
Eärmbelastung auf einzelne Wohngebiete vermie- 
den werden sollte? 


41. Abgeordneter 

Helmut 

Heiderich 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen auf die bisher vorgesehenen 
Ausbauschritte wird die finanzielle Kürzung des 
Verkehrsetats auf den sechsstreifigen Ausbau der 
Bundesautobahn A4 zwischen Eisenach und dem 
künftigen Autobahndreieck Wommen haben, und 
werden bereits begonnene Maßnahmen zeitlich ge- 
streckt? 


42. Abgeordneter 

Helmut 

Heiderich 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise ist die grundhafte Sanierung der 
Bundesautobahn A 4 zwischen Kirchheim und dem 
zukünfigen Autobahndreieck Wommen (einschließ- 
lich der Neuanlage eines Parkplatzes bei Eriede- 
wald) durch die finanzielle Kürzung des Verkehrs- 
etats betroffen, und welche Zeitpunkte gibt es für 
die Bauabschnitte? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


43. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Jahr 

(CDU/CSU) 


Müssen auf der Grundlage der Technischen Anlei- 
tung zur Reinhaltung der Euft des Bundes vom 
24. Juli 2002 alle Rindermastanlagen hinsichtlich 
des Mindestabstandes zu Wohngebieten zwingend 
neu genehmigt werden? 
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44. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass die nach dem 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz vorgenomme- 
ne Kategorisierung von Altpapier als Abfall zu EU- 
weiten Absatzproblemen für Betriebe der Altpapier- 
sortierung und -Vermarktung führt, da die englische 
Übersetzung „waste“ die Kunden abschreckt, wo- 
hingegen die europäische Konkurrenz überwiegend 
den Terminus „ Sekundärrohstoff ‘ („secondary Com- 
modity“) verwendet, was die Vermarktung erheblich 
erleichtert, und wie beurteilt sie vor diesem Hinter- 
grund die sich daraus ergebende Situation der ent- 
sprechenden Betriebe? 


45. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung bei der Wahl der Termini 
insoweit Handlungsbedarf, und wenn nein, warum 
nicht? 


46. Abgeordneter 

Albert 

Rupprecht 

(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung, dass im Zuge der 
EU-Erweiterung Österreich mit dem „Melker Ab- 
kommen“ eine Initiative für die Sicherheit der Kern- 
energie ergriffen hat und sich Deutschland nach 
wie vor auf das alte deutsch-tschechische Abkom- 
men zur „Kerntechnischen Sicherheit und Strahlen- 
schutz“ vom 17. August 1990 stützt? 


47. Abgeordneter 

Albert 

Rupprecht 

(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung, besonders ange- 
sichts der jüngsten Vorfälle im tschechischen Atom- 
kraftwerk Temelin, zu unternehmen, um die Infor- 
mationsstruktur, insbesondere für die Bundesländer, 
zu verbessern? 
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